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Textliche Festsetzungen: 

 

zu Ziff. 2: Maß der baulichen Nutzung 

Wandhöhe max. 7,2 m ab bestehender Straßenoberkante bzw. ab geplanter 
Erschließungsstraße bis Schnittpunkt der Wand mit Dachhaut oder bis zum 
oberen Abschluss der Wand gem. Art. 6 Abs. 4 BayBO. 
Bei der Errichtung eines Gebäudes mit einem Pultdach beträgt die max. 
Wandhöhe im unteren Dachbereich 8,20 m und im oberen Dachbereich 9,50 m  
ab bestehender Straßenoberkante bzw. ab geplanter Erschließungsstraße bis 
Schnittpunkt der Wand mit Dachhaut oder bis zum oberen Abschluss der Wand 
gem. Art. 6 Abs. 4 BayBO. 

 
 
zu Ziff. 4:  Weitere Festsetzungen „Gelände“ 

wird wie folgt geändert: 

 
Gelände Das geplante Gelände ist im Bauantrag fest zu setzen. Es soll in seinem 

natürlichen Verlauf, auch durch die Errichtung von Gebäuden, nicht unnötig 
gestört werden. Die Harmonie zwischen Landschaft und Wohnen ist 
insbesondere durch die Verwirklichung des Grünordnungsplanes zu fördern 
und zu erhalten. 
Aus Gründen des Hochwasserschutzes ist die Fußbodenoberkante (FOK) auf 
mind. 322,50 m ü. NN zu legen. 
Die Geländeoberkante (GOK) wird entsprechend dem neuen Straßenverlauf  
mit einer Höhe von 322,00 m. ü. NN bis 322,50 m. ü. NN festgesetzt. 

 
Die übrigen Festsetzungen bleiben unberührt. 
 
 
 

Begründung: 
 
Auf Grund mehrfacher Nachfragen der Bauwerber für das Plangebiet soll, wie bereits in 
anderen Baugebieten erlaubt, auch hier die Möglichkeit geschaffen werden im Obergeschoß 
eine Wohnung  bzw. Zimmer mit entsprechenden Raumhöhen zu errichten. Um aber den 
Anforderungen der neuen Energieeinsparverordnung zu entsprechen, sind die erhöhten 
Anforderung der Dämmstärken besonders zu berücksichtigen.  Diesbezüglich werden die 
Wandhöhen bei der Errichtung eines Gebäudes mit Pultdach angepasst. 
  
Das vorhandene Gelände hat verschiedene Höhendifferenzen und fällt in südlicher Richtung 
ab. Mit der Mindestfestsetzung der Fußbodenoberkante aus Gründen des Hochwasserschutzes 
ist aus städtebaulicher Sicht auch eine Festsetzung für die künftige Geländeoberkante 
erforderlich.  
Das fertige Gelände wird dabei den geplanten Erschließungsstraßen angepasst. Auf Grund der 
unterschiedlichen Höhenlage der Erschließungsstraßen und auch der vorhandenen Gstettner 
Straße sind die Grundstücke höhenmäßig der jeweiligen angrenzenden Verkehrsfläche 
anzupassen. 
 



Die Geländeoberkante dient dabei auch der Ermittlung der erforderlichen Abstandsflächen. 
 
Hinsichtlich der Abhandlung für die Ausgleichsflächen darf auf den bestehenden 
Bebauungsplan verwiesen werden.  
 
Ein Umweltbericht bzw. eine Umweltprüfung ist im vereinfachten Verfahren nicht 
erforderlich. Darüber hinaus ist eine Änderung zum Bebauungsplanverfahren nicht 
ersichtlich. 
 






